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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR SOZIALE VERWALTUNG 
Zl. 140.324/4-27/1969 

:'" ...... 

//.2//1 'A. B. 
zu ./) g 15' / J. 
Präs. am.A5. ~~Hj9ß9 

Beantwortung der Anfrage der Abgeordneten 
zum Na'tionalrat LIBAL, STEININGER und Ge­
nossen, '. Zl. 12-15!J, betreffend die behaup­
tete mangelhafte Beantwortung der Anfrage 
Zl. 1252!J vom 7. Mai 1969 über den Ver­
dacht der gesetzwidrigen Zuerkennung einer 
Kriegsopferrente 

Vor der Beantwortung der 16 Anfragepunkte erlaube 
ich mir zu der Kritik über meine Beantwortung der Anfrage 
vom 7. Mai 1969, Zl. 1252/J,' wie folgt Stellung zu nehmen: 

Auf Grund -der in der ersten Anfrage enthaltenen Ver­
dachtsmomente stand zur Erwägung, ob gegen den eines un­
korrekten Verhaltens bezichtigten Leiter des Landesin­
validenamtes für Oberösterreich, wirkl. HofratDr. Karl 
ZWIRNER, eine Disziplinaranzeige zu erstatten wäre. Weiters 
bestand der Verdacht, daß eine dem Versorgungsantrag des 
Dr. Johann BERGERbeiliegende Urkunde (amerikanischer Ent­
lassungsschein vom 17. Oktober 1945) verfälscht worden sei. 
Vor .. der Einlei tung eingehender Erhebungen, insbesondere 
vor Befragung der am konkreten Versorgungsverfahren be­
teiligt gewesenen Bediensteten des Landesinvalidenamtes, 
wurde daher das Universitätsinstitut für Kriminologie um 
ein Gutachten über die Ech.theit der bezeichneten Urkunde 
ersucht. Das Gutachten langte erst'am 6. Dezember 1968 ein. 
Der Verdacht einer Urkundenfälschung konnte durch dieses 
Gutachten zerstreut werden. Sodann wurde Universitäts­
professor Dr. 'BENDA in Wien um ein Gutachten zur Kausali-
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tätsfrage ersucht. Der Genannte legte sein Gutachten 
am 6. Mai 1969 vor. Dieses Gutachten kam zu dem Schluß, 
daß die von Dr. BERGER angemeldeten Gesundheitsschä-. 
digungen mit der militärischen Dienstleistung in keinem 
ursächlichen Zusammenhang stehen. Es steht damit im Ein­
klang mit der am 5. Juli 1968 vom Leiter der Abteilung 32 
meines Ministeriüms abgegebenen ärztlichen Stellungnahme. 
Hingegen besteht ein Gegensatz zu den medizinischen 
Schlußfolgerungen, die die am Versorgungsverfahren be­
teiligt gewesenen Ärzte in Linz aus demselben Sachver­
halt und auf Grund der erhobenen Befunde gezogen haben. 
Hofrat Dr. ZWIRNERhat mittlerweile am 14. Mai 1969 um 
die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gebeten. 

Auf dem Boden dieser Tatsachen erfolgte am 
" .. 28. Mai 1969 die Beantwortung der .Anfrage vom 7. Mai 1969. 

Sie mußte sich zwangsläufig kurz halten, weil damals 
noch nicht fest stand, ob gegen Hofrat Dr~ ZWIRNER, der 
in seiner Eingabe jegliches Verschulden im Zusammenhang 
mit der Versorgungsangelegenheit des Dr. BERGER in Ab­
rede stellt, mit einer Disziplinaranzeige vorzugehen 
wäre. Ich hielt es nicht für tunlieh, den Ergebnissen, 
die ein Disziplinarverfahren zeitigen würde, durch ander­
weitige Erhebungen und Erklärungen vorzugreifen. Ich 
weise daher alle gegen mich gerichteten Vorwürfe in der 
Anfrage vom 12. Juni 1969, ich hätte die Anfrage vom 
7. Mai 1969, Zl. 1252/J, nur oberflächlich, ausweiChend, 
unrichtig und nicht den Tatsachen entsprechend beant­
wortet,. zurück. 

Die einzelnen Fragen der Anfrage vom.12. Juni 
1969 beantworte ich wie folgt: 
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1 .. Das im Falle des Dro Johar...n BERGER beim 
Landesinvalidenamt für Oberösterreich durchgeführte Ver­

sorgungsverfahren hat folgenden Verlauf genommen: 

Dr .. BERGER beantragte am 26 .. Jänner 1968 die Ge­
währung einer Beschädigtengrundrente nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz und meldete eine Cardiopathie 
und eine Hepatopathie als Dienstbeschädigungen an" Dem. 
Antrag waren ein Befund d.es Reservelazarettes A in Linz 
vom 8 .. Mai 1945 mit der Diagnose "Essentielle Hyper­
tension mit Zeichen einer Dekompensation, Myocardschaden" 
und ein amerikanischer Entlassungsschein vom 17., Oktober 
1945 beigefügt, in dem der Truppenarzt eine lIl'l[yocarditis l1 

bestätigt hat., Da Lazarettaufenthalte während der Mili­
tärdienstleistung nicht behauptet wurden, bestand kein 
Anlaß für eine Anfrage an das Zentralarchiv des Landes­
invalidenamtes in Wien. Der Versorgungswerber gab außer­
dem an, daß er von 1945 bis 1964 wegen der angemeldeten 
Gesundheitsschädigungen nicht in Behandlung gestanden 
seio Ferner wurde dem Versorgungsantrag ein Gutachten 
des Universitätsdozenten Dr o PILGERSTORFER in Linz vom 
250 Jänner 1968 angeschlossen, in dem unter anderem be­
stätigt wurde, daß Dr. BERGER seit dem 250 November 1964-
wegen Herz- und Leberleidens bei ihm in Behandlung war .. 
Der ärztliche Dienst des Landesinvalidena-mtet3 betraute 
den Facharzt für Innere Medizin Dro H1ffiER in Linz mit 
der. Erstellung eines Sachverständigengutachtens .. Nach Auf­
nahme von Laboratoriumsbefunden und eines Elektrokardio­
gramms ~owie nach einer klinischen und röntgenologischen 
Untersuchung stellte Dr& HUBER in seinem Gutachten vom 
11. März 1968 als Dienstbeschädigungen fest: "Zustand 
nach Hepatitis p chronische Hepatopathie mit beginnender 
Cirrhosetendenz Position 362 MdE 50% vollkausal" und 
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"Zustand nach wahrscheirllicher Myocarditis und 
-Coronariitis, Zustand nach recidivierendem Vorderwand­
infarkt (1965, 1967) mit schweren stenocardischen 
Folgezuständeno Position 322 MdE 80%, davon causal 7/10, 
das sind 56% bzwo 60%oGesamt MdE der Position 322 und 
Position 362 80% (ATbeitsfähigkeit teilweise noch er­
halten)". Der leitende Arzt des Landesinvalidenamtes, 
dem von Gesetzes wegen die Wahrung der Einheitlichkeit 
der ärztlichen Beurteilung obliegt, versah dieses Sach­
verständigengutachten am 120 März 1968 mit seinem Sicht­
vermerk. Auf Grund des Sachverständigengutachtens wurde 
dem Dro BERG ER mit Bescheid vom 220 März 1968 ab 
1. Jänner 1968 eine Beschädigtengrundrente entsprechend 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 80 v.Ho zuer­
kannt. Der Bescheid wurde am 20 April 1968 zugestellt 

--- und ist mit Ablauf der Berufungsfrist in Rechtskraft er­
wachsen. 

Die Zuerk~nnung der Beschädigtenrente an DroBERGER 
in dem vom Landesinvalidenamt durchgeführten Versorgungs­
verfahren kann im Hinblick auf die der Entscheidung zu­
grunde gelegten Kausalitätsbelege aus dem Jahre 1945 und 
auf das vom Landesinvalidenamt eingeholte, vom leitenden 
Arzt vidierte ärztliche Sachverständigengutachten-nicht 
als zu Unrecht erfolgt angesehen werden. Der Widerspruch 
zwischen der positiven Beurteilung der Frage des Kausal­
zusammenhanges zwischen den angemeldeten und festgestell­
ten Gesundheitsschädigungen mit der Militärdienstlei­
stung durch den ärztlichen Sachverständigen im Versor­
gungsverfahren einerseits und der negativen Beurteilung 
durch Universitätsprofessor Dr. BENDA andererseits-liegt 
ausschließlich auf medizinisch-wissenschaftlicher Ebene. 
Die von Dr. BENDA nachträglich in wissenschaftlicher 

- I 
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Weise dargelegte Unschlüssigkeit des im Versorgungsver­
fahren in Linz erstellten Sachverständigengutachtens 
konnte von ,einem medizinischen Laien nicht erkannt werden. 
Es kann daher den mit der Bearbeitung der Versorgungs­
angelegenheit des Dr. BERGER befaßt gewesenen Bediensteten 
des Landesinvalidenamtes nicht angelastet werden, ,daß 
sie das ihnen vorliegende und vidierte Gutachten der Ent­

, SCheidung über den Versorgungsantrag zugrunde gelegt 
haben. 

2. Das Geschäftsstück Zl. IV-58.001-27/68 ent­
hält folgende Stellungnahme des Leiters der Abteilung 32 
meines Ministeriums, Ministerialrat Dr. med. SCHLÖGL, 
vom 5. Juli 1968: 

"Auf Grund der medizinischen Aktenunterlagen, 
ABI. 3 und 5, wurde bei einer Befundung im Res.Lazarett A 
in Linz 9 stockhoffstraße, am 8. Mai 1945 eine essentielle 
Hypertension mit Zeichen der Dekompensation, ein Myocard­
schaden und eine Vergrößerung der Leber festgestellt. 
In der Vorgeschi9hte scheint für 1942 ein Gelenkrheumatis­
mus und häufige Anginen auf. Im Entlassungsschein ABI. 5 
wird am 17. Oktober 1945 neben einer 'Narbe über die 
linke Brust-Seite' als besondere Kennzeichen und eine 
'Myocarditis'als Gebrechen bescheinigt. 

Im erstmals gestellten Antrag auf Gewährung der 
Beschädigtengrundrente nach dem KOVG. vom 25. Jänner 1968 
beim Landesinvalidenamt Linz wird wegen "Cardiopathie 
und Hepatopathie" der Rentenantrag gestellt. Gleichzeitig 
wird angegeben, daß aus dem Entlassungsbefund hervorgehe, 
daß eine 'myocarditis (coronaritis?l), abgelaufen sei. . 
Dazu ist zu bemerken, daß eine 'Coronariitis' im Ent­
lassungsschein nicht aufscheint, jedoch im beigebrachten 
ärztlichen Privatgutachten vom 25. Jänner 1968 (ABI.4). 

, Im Antrag wird noch angegeben, daß seinerzeit im 
Teillazarett c in Linz, Stockhofstraße, keine stationäre 
Behandlung stattgefunden habe. Ebenso existieren-keine 
Zwischenbefunde aus der Zeit von 1945 bis 1964, da in 
dieser Zeit wegen der angemeldeten Leiden keine Behand­
lqng stattgefunden habe. 

Im Gutachten zum Antrag" auf Versorgung vom 1. März 
1968, ABI. 13/14, werden folgende auf Grund klinischer 
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und entsprechender Hilfsbefunde festgestellte Gesund­
heitsschädigungen als DB beurteilt: 

1. Zustand nach Hepatitis, chronische Hepatopathie mit 
beginnender Cirrhosetendenz. 

2. Zustand nach wahrscheinlicher Myocarditis und 
Coronariitis, Zustand nach rezidivierendem Vorder­
wandinfarkt (1965 9 1967) mit schweren stenocardischen 
Folgezuständen. 

Die Einschätzung der MdE. erfolgte für 1. nach 
der Position 362 mit 50%, vollkausal, und für 2. nach 
der Position 322 mit einem 7/10 Anteil, das sind'60%, 
während,die Gesamt-MdEo mit 80% beurteilt wurde. 

Zur Beurteilung der Kausalität ist zu bemerken, 
daß es medizinisch völlig unwahrscheinlich erscheint, 
daß der an sich schwere Krankheits zustand, wie er auf 
ABI. 3 festgestellt worden ist, bis 1964 laut eigener 
Angabe und bis 1959 laut Gutachten ABI. 13 keinerlei 
ärztliche Behandlung erforderlich gemacht hätte. Allein 
aus dieser Tatsache ist zu schließen, daß die Belastungen 
des Wehrdienstes keinen fortwirkenden Einfluß auf die 

.. _ festgestell ten Gesundheitsschädigungen vom Jahre 1945 
gehabt haben können. Es ist vielme,hr mit Wahrscheinlich­
keit anzunehmen, daß es unmittelbar nach 1945 zu einer 
weitgehenden Besserung der Symptome gekommen ist, so­
daß höchstens eine vorübergehende abgrenzbare Verschlim-

, merung eines nach wissenschaftlicher Erfahrung exq~it 
konstitutionell bedingten Leidens, wie es die essen­
tielle Hypertension darstellt, gekommen ist. Erfahrungs­
gemäß handelt es sich daher bei dem laut AB],.. 13, 1961, 
erstmals aufgetretenen Hinterwandinfarkt um ein Krank­
beitsgeschehen, das rein konstitutionell bedingt und 
ohne jeglichen Einfluß durcb den 1945'beendeten Wehr­
dienst aufgetreten ist. Die kausale Anerkennung mit einem 
Anteil von 7/10 für 'dies,es Leiden erscheint daher nach 
bOG Ansicht nicht begründet. Ebenso ist die Annahme der 
Kausalität für die chronische Hepatopathie mit begin­
nender Cirrhosetendenz auf Grund der Aktenunterlagen un­
wahrscheinlich, weil die um3 Querfingerunter dem 
Rippenbogen reichende Leber bei einer Hypertension mit 
Zeichen einer Dekompensation viel wahrscheinlicher als 
ein Symptom der verminderten Herzleistung anzusehen war, 
als die Folge einer abgelaufenen Leberentzündung, für 
die weder subjektiv noch objektiv irgendwelche Angaben 
vorbanden sind. 

Abgesehen davon, daß es zweifelhaft erscheint, daß 
die Angaben sowohl auf ABI. 3 ~ls auch auf ABI. 5 den im 
Jahre 1945 tatsächlich vorhandenen Le1denszustand wieder-
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geben, spricht, wie bereits oben ausgeführt, allein 
das über 14 Jahre dauernde Interva.ll OlLt18 jeglichen Be­
handlungsnachweis gegen die Kausalität der nunmehr fest­
gestellten Gesundheitsschädigungen" Die Einholung eines 
aktel1mäßigen außertariflichen Gu.tachtens durch Herrn 
Univ .. Prof .. Dr .. Leopold Benda, Primarius des Floridsdorfer 
Krankenhause~~, Wien 21 f Hinaysgasse 1, erscheint daher 
ange zeigt .. 11 

Außerdem enthält dieser Akt folgendes von ier 
Sektion 1Y am 12 .. ,Juli 1968 an das Präsidium geri:chtete 
Ersuchen, die. Echthei t ej.ner Urkunde ü.berprüfen zu las-
sen: 

"Bei einer Einschau in die Geschäftsführung des 
LIA .. für Oberösterreich vom 27 .. bis 29 .. Mai 1968 haben 
sich Bedenken gegen die Bearbeitung des Versorgungsaktes 
des Dr .. med. Johann Berger y Linz, Mozartstraße 21, er­
geben. Insbes6ndere bestehen Zweifel, ob in dem Entlas­
sungsschein der amerikanischen Besatzungsmacht, dessen 
Original vorliegt und von dem überdies eine unbeglaubigte 
Photokopie unter ABI. 5 eingeheftet ist, das Wort 
"Myocardi tis" etwa nachträglich e:i.ngefügt worden ist" 
Diese Fra.ge ist von Bedeutung für die vom .LIA. beur-· 
teilte Kausalität des angemeldeten Herzleidens, weil von 
Kriegsende bis ZU;r' Einbringung des Versorgungsantrages 
(26" Jänner· 1968) keine Brückenbelege für eine Behand­
lung des Herzleidens vorhanden sincl .. 

Es wird daher gebeten, im Wege des Instituts für 
Kriminologie der Universität Wien (Prof.Dr.Roland Grass­
berger) eine Überprüfung zu veranlassen, ob in d.em Ent­
lassungsschein das Wort "Myocarditis" nachträglich ein­
gefügt wurde. 

Der geheftets·Versorgungsakt BZ. 46.577 des LIA. 
für Oberösterreich ist angeschlossen, ferner liegen in 
einem Briefumschlag der Original-Entlassungsschein und 
ein Befund des Res.Laz. A in Linz vom 8. Mai 1945 bei. 
Es wird gebeten, diese Unter:'agen mit Ausnahille des Ent­
lassungsscheines der Sektion IV wieder rückzumjtteln, 
damit im Sinne der Stellungnahme der ho. ärztl~chen 
Fachabteilung vom 5. Juli 1968 durch Einhol~~g eines 
aktenmäßigen Gutachtens von Univ. Prof .. Dr .. Benda, Prim .. 
des Floridsdorfer Krankenhauses, die Rechtmäßigkeit der 
Kausalitätsbeurteilung nachgeprüft werden kann. Falls 
sich sodann Bedenken gegen die Richtigkeit der Entschei-
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dung des LIAo vom 220 März 1968, Blo 17/18, ergeben 
sollten, wären geeignete Erhebungen durch das Präsidium 
im LIA.. für Oberösterreich vorzunehmen. Diesbezüglich 
wird gebeten, vorher das Einvernehmen mit der Sektion IV 
herz1.1.stel1en .. !I 

3 .. Die. Feststellung, Dr" BERGJ~R wäre vom Tode ge­
zeic'i:ll1et gewesen, beruht auf dem persönlichen :t;indruck, 
den Dr. BERGER damals'offenbar bot; eine medizini8che 

Vorbildung ist in einem solchen Falle nicht notwendig. 
Übrigens ist Dr" BERGER ein Jahr später im Alter von 
nur 49 J'ahren gestorben .. 

40 Wie zur Frage 1 ausgeführt wqrde, erfolgte die 
Zuerkennung einer Beschädig-tenrente auf Grund der vom 
Versorgungswerber vorgelegten Kausalitätsbelege und auf 
Grund des Sachverständj.gengutachtens des ]'acharztes für 

Innere Medizin Dr. huBER in Linz~ das mit dem Sichtver­
merk des leitenden Arztes des Landesi:lvali.denamtes ver­
sehen istG Eine Feststellung, Dr. BERGER wäre vom Tode 
gezeichnet, hefindet sich nicht in den Akten. Die l',;nt­
scheidung des Lan'desinvalidenamtes erging im Einklang 

mit § 90 Abs. 1 KOVG" , wonach die Landesinvalidenämter 
ärztliche Sachverständige zu. befragen haben, soweit die 

Berechtigung von Versorgungsansprüchen von der Beantwor­
tung von Vorfragen abhängt, die in das '1ebiet ärztlichen 
Fachwissens fallen.. . 

5. In allen Fällen, in denen die EntsL:heidung 
über Versorgungsanträge von der Beurteilung medizj.nischer 
VOl'fragen abhängt, werden entsprechend den Vorschriften 

des Kriegsopferversorgungsgesetzes ärztliche Sachver­

ständigengutachten eingeholt. Der leitende Arzt des 
Landesinvalidenamtes hat die ihm vom Gesetz vorgeschrie­
bene Aufgabe, für die Einheitlichkeit der ärztlichen Be­

urteilung zu sorgen. Findet er das Gutachten für unbe-

1271/AB XI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)8 von 13

www.parlament.gv.at



9 

denklich, se versieht er es mit seinem Sichtvermerk. Der 
ärztliche Sachverständigenbeweis ist zu wiederholen, 
wenn·d~r leitende Arzt einem Gutachten widerspricht. 

Ein Fall, in dem eine Rente nach dem Kriegsopfer­
versorgungsgesetz, auf die ein Anspruch nur beim Vor­
liegen bestimmter medj.zinischer Vorausse+zungen t.;stehtj) 
ohne Durchführung eines ärztlichen Sachyerständigenbe .... 
weises ~uerkannt werden ist, ist mir nicht bekannt o Sehr 
wohl vermag aber der herabgesetzte Allgemeinzustand eines 
Versorgungswerbers für den Bediensteten eines Landesin­
validenamtes mit Fug und Recht der Anlaß sein, auf eine 
raschere Aktenbearbeitung hinzuwirken~ 

6. Nach den Vorschriften des AVG. 1950 sind die 
-." Behörden verpflichtet, über Parteianträge ohne unnö"tiigen 

Aufschub zu entscheiden$ Die Landesinvalidenämter werden 
bei allen geeigneten Gelegenheiten in AusÜbung der 
Dienstaufsicht angewiesen, sowohl im Interesse der Ver­
sorgungswerber als auch im allgemeinen öffentlichen 
Interesse das Versorgungsverfahren zielstrebig durchzu­
führen und unnötige Verzögerungen zu vermeiden. 

Im Falle Dr~ BERGER hat das Versorgungsverfahren 
im Jahre 1968 vom Einlangen des Versorgungsantrages bis 
zur Unterfertigung des Zuerkennungsbescheid-;s zirka 
2 Monate gedauert. Wie das Landesinvalidenamt für Ober­
österreich berichtet, kennten von den anderen 21 im 
Jahre 1968 eingelangten und mit der Zuerkennun~ einer 
Beschädigtenrent-3 abgeschlossenen Versorgungsanträgen 
5 Anträge in der Zeit von weniger als 2 bis 4 1/2 Monaten 
erledigt werden. 

'; 
7. Anfragen nach Kausalitätsbelegen werden an 
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das Zentralarchiv beim Landesinvalidenamt in Wien ge­
richtet, wenn feststeht, daß der Versorgungswerber zu be­
stimrr;ten Zeiten und an bestimmten Orten in Lazarett-
oder Spitalsqehandlung gestanden ist .. Wenn jedoch in 
einem Fall wie bei D~. BERGER ein Lazarettaufenthalt 
während. der Militärdienstleistung (im konkreten FFlll in 
Rußland) überhaupt nicht stattgefunden hat, wäre eine An­
frage an das Archiv unzweckmäßig.gewesen und hätte nur 
eine Verzögerung des Verfahrens zur Folge gehabt. 

8. Die im Landesinvalidenamt für Oberösterreich 
durchgeführte Befragung der mit dem Versorgungsverfahren 
befaßt gewesenen Bediensteten hat ergeben, daß der Akt 
Dr. Johann BERGERnicht unter Verschluß gehalten worden 
ist. Auch für eine vertrauliche Behandlung des Aktee er­
gaben sich keine Anhaltspunkte. Nac·h <iem AkteninhaI t be­
stand für niemanden eine Notwendigkeit, de::] .. Ak-~ unter· 
Verschluß zu halten oder als vertraulich zu behandeln. 

9. Die erforderlichen Erhebungen wurden im Inter­
esse einer ehesten Beantwortung der Anfrage ~eschleunigt 
durchgeführt. Die Beantwortung dieser' Anfrage grU.ndet sich 
im wesentlichen auf das Ergebnis dieser Erhebungen. 

10. Am 21. Jänner 1968 sprach Dr. BERGER persön­
lic~ beim Amtsleiter vor und erkundigte sich über die 
Möglichkeiten der Gewährung einer Beschädigtenrente wegen 
eines im letzten Krieg erworbenen Herzleidens. Erlegte 
Kausalitätsbelege aus dem Jahre 1945 vor und gab an, 
daß er bereits mehrere Herzinfarkte erlitten habe und des­
halb in der Ausübung seines Arztberufes immer mehr be­
einträchtigt werde. Wegen des gefährdeten Zustandes des 
Versorgungswerbers ordnete Hofrat Dr. ZWIfu~ER an, daß 
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das Ermittlungsverfahren möglichst beschleunigt durch­
zuführen und er auf dem laufenden zu halten sei. Als 
ihm nach zwei Monaten, und zwar am 22. März 1968, nach 
Abschluß der Ermittlungen der Versorgungsakt vorgelegt 
wurde, unterfertigte er den bereits vorbereiteten Be­
scheidentwurf. Als Amtsleiter war er hiezu zweifellos 
berechtigt; er hat hiebei gegen keine Vorschrift ':'"er­
stoßen. 

Das schlechte gesundheitliche Aussehen des Dr. 
Johann BERGER war dem Amtsleiter offenbar zu Recht·auf­
gefallen; Dr. BERGER ist am 8. Apri.l 1969 als Folge 
nach Herzinfarkten gestorben. 

11. In keinem Stadium der Überprüfung der Ver­
sorgungsangelegenheit Dr. Johann BERGER ließ sich dAr 
Verdacht einer fahrlässigen oder gese;zwidrigen Akten­
bearbeitung durch Bedienstete des Landesinvalidenamtes 
für Oberösterreich erhärteno Zur Einleitung einer 
Disziplinaruntersuchung gegen den Leiter des Landesin­
validenamtes für Oberösterreich bestand daher kein An­
laß. 

120 An meine einlej.tenden Bemerkungen anschlie­
ßend stelle ich fest, daß in meiner Antwort auf Qie . . 

Fragen 11 und 12 der Anfrage Zl. 1252/J keine Unrich-
tigkeit enthalten ist. Der Leiter der.Abteilung 25 
meines Ministeriums, Ministe!'ialrat Dr. SINDELAR, war 
zwar nie der Schwiegersohn des Hofrates Dr. ZW:rl=ti\fER, 
weil seine frühere Ehegattin, von der er seit mehr als 
vier Jahren geschieden ist, nicht die Tochter, sondern 
dessen Stieftochter ist ,er nimmt aber dennoch an den 
Überprüfungen des Landesinvalidenamtes für Oberöster~ 
reich nicht teil. Er war bisher'l ein einziges Malt und 

. -.. , 
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zwar am 28. und 29. Mai 1968, dienstlich in Linz an­
wesend, dies jedoch nur, weil damals keine Belange des 
Landesinvalidenamtes, sondern nur der Schiedskommission 
zu prüfen waren. ,Im Beisein von Vertretern des Landes­
invalidenamtes und des oberösterreichischen Kriegso'pfer­
verbandes wurden über Ersuchen des Kriegsopferyerbandes 
einige Berufungsentscheidungen und die allgemeine Ent­
scheidungspraxis der Schiedskommission erörtert. Gegen 
Ende dieser unter der Leitung von Ministerialrat Dr.BIRTI 
geführteil Besprechung e'rsuchte der Abgeordnete zum 
Nationalrat STAUDINGER um die ministerielle Prüfung von 
zwei Versorgungsfällen. Bei einem dieser Fälle handelte 
es sich um die Durchführung des Versorgungsverfahrens 
betreffen~ Dr. Johann BERGER .. Als nach Herbeischaffung 
dieses Aktes bekannt wurde, daß Vorwürfe gegen den Amts­
leiter erhoben wurden, enthielt sich Ministerialrat' 
Dr. SINDELAR jeder Einflußnahme. Ministerialrat Dr. BIRTI 
verfügte die Mitnahme des Aktes nach Wien'lur genauen 
Prüfung. In dem darauf folgenden ÜberprJfungsverfahren 
im Bundesministerium für soziale Verwaltung hat Mini­
sterialrat Dr. SIN'DELARlediglich die vom; Sektionsleiter 
angeordnete und in die Zuständigkeit seiner Abteilung 
fallende Zuweisung des Versorgungsaktes an Universitäts­
professor Dr. BENDA ap~robiert. 

13. Als Beschädigtengrundrente wurde~ an Dr. Johann 
BERGER für die Zeit vom 1. Jänner 1968 bis zum Ableben 
des Genannten 10.092 S ausge~ahlt. Die ärztliche Begut­
achtung e~forder·-lie 882,35 S. UniversitätsprofelS.3or 
Dr. BENDA hat für sein Gutachten 2.500 S in Rechnung ge­
stellt. 

14 und 15. Beim Landesinvalidenamt für Ober­
österreich ist ein Antrag der Miltter des Dr. BERGER auf 

[/ Gewährung eines· Sterbegeldes eingelangt. HinterbliebenenI'erIb::l 
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nach dem ledig gewesenen Versorgungsberechtigten wurde 
bisher nicht beantragto 

16. Nach § 1 (1) Organhaftpflichtgesetz,BGBlo· 
Nr. 181/1967i ist für die Geltendmachung eines Ersatz­
anspruches unter anderem Voraussetzung, daß das Organ 
dem Rechtsträger den Schaden durch ein schuldhaft,;s und 
rechtswidriges Verhalten zugefügt hat. 

Wie aus der Beantwortung des Punk-~es 1 der Anfrage 
hervorgeht, konnte bei der Erledigung des Versorgungs­
falles Dr .. BERGER ein schuldhaftes und rechtswidriges 
Verhalten des wirkI .. Hofrat Dr" Karl ZWIRNER nicht fes·t­
gestellt werden. 

Es liegen sohin die Voraussetzungen für die Geltend­
machung eines Schadens nach dem Organilaftpflichtgesetz 
nicht vor. Für die Einholung eines Gutachtens der Finanz­
prokuratur bestand dal1erkein Grund .. 

Wien, am 10. Juli 1969 

.~~ " 
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